
, REPUBLIK DSTERREICH 
BUNDES~"lINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

Zl. 24.301/1-8b/1973 

Xlll. GesC:b:s;cDungsperio.:\e 
. a 1'-1:::; 3 

1010 Wien, den .... ,::',· .... ~~~~~,~......,', ............ 197 .. ,. 
Stubenring 1 
T c1.phon ~7 S6 55 

der Anfrage der Abgeordneten I"IELTER und 
Genossen an den Bundesminister für soziale 
Verwaltung betreffend Pensionsüberweisung 

(Nr.1072/J) 

, 

In der vorliegenden Anfrage ,,,ire ausgeführt, daß 
immer wieder über ßine verspätete Auszahlung der nach 
österreich transfe~ierten Pensionen (Renten) geklagt 
werde .. Angeblich solle eine zusätzlic.he Verzögerung 
eingetreten sein,seit die nank flir Arbeit und Wirt­
sch8.ft mit der Durchführung de:!' kontenmäßigen Über­
'.'leisungen betraut v:urde", Die Verzögerung d'er Auszahlung 
stelle für Empfänger geringer Einkünfte ein~ unzumut­
bare Belastung dar. 

Schließlich wird an mich die folgende Frage ge­
richtet: 

"Sind Sie bereit" darauf hinzuwirken, daß aus 
dem Ausland im Wege über den liauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger zur 
Auszahlung gelangende RentBn- und Fensionsbezüge 
jeweils zum Begilm jedes Nonates den Ansrpuchs­
berechtigten zur Verfligung stehen?!! 

In Beantvvortung dieser Anfrage beehre ich mich, 
folgendes mitzuteilen: 

Grundsätzlich ist festzustellen, daß in den bila­
teralen Abkommen österreichs über Soziale Sicherheit, 
in deren Durchführung der Leistungstransfer iiber'Ver­
bindungsstellen abgewickelt wird, kein Auszahlungstermin 
für nach Österreich transferierte Pensionen (Renten) 
festgelegt ist. Es wird lediglich in den Durchführungs­
vereinbarungen bestimmt, daß die Auszahlung dElI' Bar-
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leistun~en in gleicher W~ise, wie sie in Österreich fiir 
die Aut:zahlung der I,eist;ungcn der Pensionsversicherung 
liblich ist, zu erfolgen hat und daß Leistungen keines­
falls vor ihrer Fälligkeit - diese bestimret sich nach 
den Rechtsvorschriften des leistungspflichtigen Ver­
sicherungsträgers - ausgezahlt werden dürfen. 

Erste Voraussetzung fUr die Einhaltung des in jahre­
langer Praxis erstellten Terminnlanes für die Durchfü.h-

~ . 
rung der verschiedenen Phasen administrativer Bearbeitung 
ist das fristgerechte Einlangen der Zahlungslisten von 
der Verbindungsstelle des je"ttleiligen Akommenspartners. 
Die Über:rr:.ittlung dieser Zahlungslisten erfolgt - mit 
Ausnahme jener aus der BRD - liberwiegend erst n ach 
dem hiefür vereinbarten Zeitpunkt, wobei es sich· um 
Verspätungen von einigen Tagen bis zu mehreren Wochen 
handeln kann. Trotz dieser Verspätungen~ die faktisch 
den Bearbeitungszeitraum der österreichischen Stellen 
einengen, gelingt es regelmäßig, den Geldinstituten, 
welche die konten!D.äßigen Überl'Jeisungen bZ\'J. die Bar­
übervleisungen vornehmen, z"!,vei bis drei Tage vor dem 
friihestmöglichen Abbuchungstermin (das ist in der Regel 
der I'ionatserste des Gebührnismonats oder - falls dies 
ein Samstag, Sonntag oder ein Bankfeiertag ist - der 
folgende Arbeitstag) Nagnetbänder bzw. bereits ausge­
druckte Scheckverkehrsam"leisungen als Grundlage für die 
bank- bzw. postsparkasseninterne Tätigkeit zu übermitteln. 
Die Überweisungen auf Konten bzw. unmittelbar an Pen­
sionsempfänger können sühin im Regelfall komplikations­
los und termingerecht durchgeführt werden. In Gebieten 
allerdings, die nicht über einge günstige Geldverkehrs­
bzw. Verkehrs struktur verfügen, kann es insbesondere 
durch einen längeren Postlauf, zu Verzögerungen kommen. 
In diesem ZusaIT~enhang soll nicht unerwähnt bleiben, daß 
sich bei überweisungen auf Konten der Raiffeisenkassen 
durch die erforderliche generelle Einschaltung des Ver­
bandes der Genossenschaftlichen Zentralbank eine Ver­
zögerung ergeben muß~ In nahezu allen Fällen standen 
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aber die Barleistun!:;-en den :Lei,stungseDpfängern - im De-
zamber öes vergangenen ,Tahres handel'~~e es sich um et\'l3. 

50.000 Personen - in den ersten Tagen des honats, p •• 
..Lur 

, ~...... . 'R') aen ale renSlon l~en~e geoührt, zur VerEi[lJng; diese 

1eistunf,S8mpfänger sind daher keines\\'egs §;egenüber :Smp­

f2..ng:ern von Fensionen seitens de:.c Fensionsversicb.erungs­
anstalt der Arbeiter (A.1.J.szahlungstermi::1 in der Regel 

der 5. bis 6. eines.Monats) oder der Fensionsversiche­
rungsanstalt der Angestellten (Auszahlungstermin in 
da~ Regel der 12. eines Eonats) benachteiligt. 

Die österre:i_chische Verbindungsstelle prüft der­
z.eit högl:i.chkeiten einer noch expedi tiveren Dv.rchfUhrung 

der relativ zahlreichen KorrekturanHeistmgen des aus-· 
ländischen Versicherungsträgers (Adressänderungen US'V'l.). 

Im übri.gen bildet die Frage der Besc'hleuni€;ung des Aus-
z2"h1.1111gs"'ver·fallrens eine!l stärldigen. rl'ageSordrl1.Angspun}~t bei 

den bi.lateralen Besprechungen .. 

Abschließend weise ich darauf hin, daß im zwischen­
staatlichen Bereich der Sozialen Sicherheit die Tendenz 

zum Übergang auf den unmittelbaren Zahlungsverkehr 
z'voJischen den leistungspflichtigen Versicherungsträgern 
und den im. anderen Vertrags staat \'iohnhaften IJeistungs­
berechtigten - sohin unter Ausschaltung von Verbindungs­
stellen in den Vertrags staaten - festzustellen ist. So 
sehen die Abkommen über Soziale Sicherheit mit Groß­

britannien und Frankreich, mit LuxeElburg (noch nicht 
ratifiziert) und mit den Niederlanden (demnächst in 
parlamentarischer Behandlung) bereits den Direktzahlungs­
verkehr "'Tor und es ist zu er~varten, . daß mit vlei teren A b­

kommenspartnern aus verwaltungsökonomischen ErvJägungen 
der Direktzahlungsverkehr vereinbart i'lerdeu,lird,. 

r)iJ- . 
1f?r~7 . 
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